
Die Berichtspflicht des 
Handelsvertreters (Teil II)
Im ersten Teil wurde dargestellt, welche Auskünfte 
ein Handelsvertreter auf Basis der allgemeinen 
Berichtspflicht des § 86 Absatz 2 HGB schuldet. Der 
zweite Teil befasst sich mit nicht geschuldeten Aus-
künften sowie den Fragen, wie die Berichtspflicht 
zu erfüllen ist und wie sie sich mit der Selbststän-
digkeit des Handelsvertreters verträgt.

Der Umfang der gemäß § 86 Absatz 2 HGB geschuldeten Aus-
künfte beschränkt sich nach Ansicht des OLG München in 
seiner Entscheidung vom 30. Juni 2016 – 23 U 3265/15 auf 
Nachrichten, die für den Unternehmer gerade im Hinblick auf 
die dem jeweiligen Handelsvertreter übertragenen Geschäfte 
von Bedeutung sind. 

Ob andere Mitarbeiter des Unternehmens Abreden mit 
Wettbewerbern getroffen haben und beabsichtigen, eine 
Konkurrenztätigkeit aufzunehmen, betreffe nicht die Durch-
führung des Handelsvertretervertrages und die übertragenen 
Geschäfte. Insoweit könne das Unternehmen gegebenenfalls 
die jeweiligen Mitarbeiter nach § 242 BGB auf Auskunft in 
Anspruch nehmen.

Ob der Handelsvertreter Abreden mit Wettbewerbern ge-
troffen hat und/oder beabsichtigt, eine Konkurrenztätigkeit 
aufzunehmen, betreffe ebenfalls nicht die Vermittlung und 
Durchführung konkreter Geschäfte für das Unternehmen, 
sondern die (beabsichtigte) Vermittlungstätigkeit zugunsten 
Dritter. Auskünfte hierüber könnten allenfalls im Rahmen der 
allgemeinen Auskunftspflicht nach § 242 BGB geschuldet sein.

Wichtig: Ein allgemeiner Auskunftsanspruch unter dem 
Gesichtspunkt von Treu und Glauben (§ 242 BGB) ist gege-
ben, wenn die zwischen den Parteien bestehenden Rechtsbe-
ziehungen es mit sich bringen, dass der Anspruchsberechtig-
te in entschuldbarer Weise über das Bestehen oder den Um-
fang seines Rechts im Ungewissen und der Verpflichtete in 
der Lage ist, unschwer die zur Beseitigung dieser Ungewiss-
heit erforderliche Auskunft zu erteilen. Soll die begehrte Aus-
kunft etwa zur Vorbereitung vertraglicher Schadensersatzan-
sprüche aus einem Dauerschuldverhältnis dienen, so genügen 

für das Auskunftsverlangen der begründete Verdacht einer 
Vertragspflichtverletzung und die Wahrscheinlichkeit eines 
daraus resultierenden Schadens.

Auch nach diesen Grundsätzen konnte das klagende Unter-
nehmen nach Ansicht des OLG München keine Auskünfte 
über eine (beabsichtigte) Konkurrenztätigkeit von anderen 
Mitarbeitern oder Absprachen zwischen anderen Mitarbei-
tern und Wettbewerbern verlangen: Es sei nicht erkennbar, 
dass diese Auskünfte für die Vorbereitung von Ansprüchen 
des Unternehmens gegenüber der Handelsvertreterin erfor-
derlich wären.

Auch hinsichtlich einer eigenen Wettbewerbstätigkeit der 
Handelsvertreterin bestehe kein Auskunftsanspruch: Für den 
Zeitraum ab der fristlosen Kündigung sei der Handelsvertre-
terin mangels nachvertraglichen Wettbewerbsverbots ohne-
hin eine Konkurrenztätigkeit erlaubt gewesen. Für den Zeit-
raum bis zur fristlosen Kündigung fehle es an einem begrün-
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deten Verdacht einer Vertragspflichtverletzung: Konkrete 
Verträge oder Versicherungsnehmer, die die Handelsvertre-
terin selbst oder über Dritte abgeworben hätte, benenne das 
Unternehmen nicht. Die stattdessen vorgetragenen Indizien 
würden nicht zu überzeugen. 

Hinweis: Anhand der in der Folge aufgezählten Indizien 
wird erkennbar, dass das OLG München Anhaltspunkte für 
eine bereits während der Vertragslaufzeit durchgeführte Kon-
kurrenztätigkeit prüfte. Das stimmte nur teilweise mit dem 
diesbezüglichen Klageantrag überein, der auch von Auskünf-
ten über eine beabsichtigte Konkurrenztätigkeit sprach. Es er-
scheint sehr zweifelhaft, ob man über eine solche Absicht, die 
eine so genannte „innere Tatsache“ darstellt, Auskünfte ertei-
len muss. Selbst wenn sich diese Absicht in konkreten Hand-
lungen äußert (etwa Gesprächen mit Wettbewerbern über 
eine künftige Zusammenarbeit), sind solche internen Vorbe-
reitungshandlungen nach der Rechtsprechung grundsätzlich 
zulässig, solange sie keine Außenwirkung – beispielsweise ge-
genüber Kunden – entfalten. 

Erfüllung der Auskunftsverpflichtung
§ 86 Absatz 2 HGB schreibt keine bestimmte Form der Aus-
kunftserteilung vor. Die erforderlichen Nachrichten können 
also nach dem Gesetzeswortlaut auch (fern-)mündlich über-
mittelt werden: Entscheidend ist zunächst die Bekanntgabe 
der konkreten Information durch den Handelsvertreter.

Unter Beachtung der Selbstständigkeit des Handelsvertre-
ters (siehe unten) kann der Unternehmer allerdings auch Wei-
sungen zu Form und Frequenz der vom Handelsvertreter zu 
übermittelnden Nachrichten erteilen, etwa zur Nutzung von 
Berichtsformularen, heutzutage auch in elektronischer Form. 
Begründen starke Umsatzrückgänge insbesondere im Ar-
beitsgebiet des Handelsvertreters ein besonderes Informati-
onsinteresse, kann der Handelsvertreter nach der Rechtspre-
chung zu wöchentlichen Berichten verpflichtet sein.

Tipp: Plant der Unternehmer ein bestimmtes Berichtswe-
sen, empfiehlt sich die Aufnahme konkretisierender Regelun-
gen hierzu in den Handelsvertretervertrag, damit Streitigkei-
ten über den Umfang der Berichtspflicht möglichst vermie-
den werden.

Berichtspflicht und Scheinselbstständigkeit
Vom OLG München nicht thematisiert wurde die Diskussion 
von Berichtspflichten vor dem Hintergrund der so genannten 
Scheinselbstständigkeit. In der arbeits- und sozialgerichtli-
chen Rechtsprechung ist mit Blick auf die gesetzlich zwingen-

de Regelung des § 86 Absatz 2 HGB anerkannt, dass auch der 
selbständig tätige Handelsvertreter grundsätzlich verpflichtet 
ist, dem vertretenen Unternehmen die erforderlichen Nach-
richten zukommen zu lassen. 

Wesentlich für die Statusabgrenzung zum Arbeitsverhält-
nis sind allerdings Frequenz und Inhalt der Berichte: Für das 
Vorliegen eines Arbeitsverhältnisses spricht es, wenn der 
„Handelsvertreter“ verpflichtet ist, regelmäßig in kurzen Ab-
ständen über seine Tätigkeit zu berichten. Tagesberichte sind 
danach besonders problematisch. 

Auch inhaltlich muss differenziert werden: Während ein 
Arbeitnehmer auf Verlangen auch Auskunft über seine Tätig-
keit geben muss (was hat der Arbeitnehmer zu welcher Uhr-
zeit wie lange getan? Stichwort Arbeitszeitkontrolle), schuldet 
der Handelsvertreter lediglich Berichte über die Ergebnisse 
seiner Tätigkeit (im Wesentlichen freie Bestimmung der Ar-
beitszeit, § 84 Absatz 1 Satz 2 HGB).

Wer diese im Einzelfall ausfüllungsbedürftigen Pflichten 
und deren Grenzen nicht beachtet, kann als Unternehmer 
Probleme im Hinblick auf das Thema Scheinselbstständigkeit 
bekommen. Umgekehrt riskieren Handelsvertreter, die be-
rechtigten Berichtsverlangen des Unternehmers nicht nach-
kommen, nach Abmahnung die fristlosen Kündigung des 
Handelsvertretervertragsverhältnisses, unter anderem ver-
bunden mit dem Verlust des Ausgleichsanspruchs.

Zusammenfassung
•	Gemäß § 86 Abs. 2 HGB nicht geschuldet sind Aus-
künfte über Planungen/Vorbereitungen für eine Kon-
kurrenztätigkeit des Handelsvertreters oder seiner Kol-
legen. Auskunftspflichten über Wettbewerbsverstöße 
können sich nur aus allgemeinen Vorschriften ergeben 
(§ 242 BGB).
•	Eine bestimmte Form für die Übermittlung der erfor-
derlichen Nachrichten sieht das Gesetz nicht vor. Wei-
sungen des Unternehmers oder vertragliche Bestim-
mungen können allerdings die Form und Frequenz von 
Berichten vorgeben.
•	Unter dem Gesichtspunkt der Selbständigkeit des 
Handelsvertreters ist insbesondere zu beachten, dass 
vom Handelsvertreter nur Berichte über die Ergebnis-
se seiner Tätigkeit verlangt werden können, nicht über 
die Tätigkeit und Arbeitszeit an sich.
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